Kantonsrat St.Gallen 61.05.14

Einfache Anfrage Boppart-Andwil vom 20. Mai 2005
(Wortlaut anschliessend)

Unterstiitzung einer Grosssagerei in Graubtnden: Konsequenzen im
Kanton St.Gallen

Schriftliche Antwort der Regierung vom 31. Mai 2005

Peter Boppart-Andwil Gibt aus ordnungspolitischen Griinden Kritik an der Absicht der Regie-
rung des Kantons Graubiinden, die Ansiedelung einer dsterreichischen Gross-Sagerei (Hol-
zindustrie Stallinger GmbH) mit 8 Mio. Franken a fonds perdu sowie mit weiteren Massnah-
men zu unterstitzen. Er beflrchtet, dass dadurch gewachsene und wettbewerbsfahige
Strukturen in der Ségereibranche auch im Kanton St.Gallen negativ betroffen wirden.

Die Regierung beantwortet die gestellten Fragen wie folgt:

1. Das Volkswirtschaftsdepartement des Kantons St.Gallen hat kurz vor der Publikation der
ersten Medienberichte von Ende Marz 2005 Kenntnis davon erhalten, dass die Ansied-
lung eines Grosssagewerks in Untervaz (GR) in ausserordentlicher Weise staatlich un-
terstiitzt werden soll. Dabei stehen gemass Beschluss der Regierung des Kantons Grau-
binden vom 22. Februar 2005 insbesondere folgende Leistungen zur Diskussion:

— Abgabe von rund 25 ha Bauland, welches der Kanton zuvor als Eigentum im Finanz-
vermoégen erwerben will, im Baurecht zu einem glinstigen Zins (indexiert) fur die
Dauer von 70 Jahren;

— eine vollstandige Befreiung von den Gemeinde- und Kantonssteuern wéahrend
10 Jahren ab Produktionsbeginn;

— Gewahrung eines nicht riickzahlbaren Investitionsbeitrages durch den Kanton im
Umfang von 8. Mio. Franken;

— Gewahrung eines zinsvergunstigten abgesicherten Darlehens des Kantons von
10 Mio. Franken.

Die Regierung des Kantons Graubinden geht aufgrund einer Fachmeinung davon aus,
dass die bundnerische Sagerei- und Waldwirtschaft bei einer Fortschreitung des Status
guo in eine wirtschaftlich schwierige Situation gerat und sogar ein eigentliches «Groun-
ding» der Waldwirtschaft nicht ausgeschlossen ist. Daher hélt sie die Realisierung eines
Grosssagewerks flr einen wichtigen Schritt zur Verbesserung der Zukunftschancen. Die
geplanten Investitionen belaufen sich auf rund 50 bis 60 Mio. Euro. Gerechnet wird mit
rund 150 bis 170 Arbeitsplatzen und bei Vollausbau sollen rund 600'000 bis 800'000 m?3
Sagerundholz eingeschnitten werden. Der Baubeginn ist fir das zweite Quartal des Jah-
res 2006 und der Vollausbau im Jahre 2008 vorgesehen.

2. Im St. Galler Wald werden jahrlich rund 250'000 m® Rundholz genutzt. 130'000 bis
150'000 m?® verarbeiten die Sagewerke im Kanton. Rund 50'000 m?® sind Energie- und In-
dustrieholz, 50'000 m*®werden exportiert. Eine Steigerung der Rundholznutzungen von
rund 50'000 m® ware im Kanton St. Gallen méglich und aus forstlicher Sicht erwiinscht.
Weit eher ist aber zu beflrchten, dass die Rundholznutzung wegen der tiefen Preise und
der gekiirzten 6ffentlichen Mittel zukunftig riicklaufig sein drfte. Von der Steigerung der
Ségereikapazitaten in der Ostschweiz in einem Grosssagewerk und der Rationalisierung
der Verarbeitung erwarten Waldeigentimer bessere Absatzstrukturen sowie tiefere Ver-



arbeitungskosten. Dies kann zu héheren Erlésen und dadurch zur erwiinschten Mehrnut-
zung fuhren.

Trotzdem hegt die Regierung ernsthafte Bedenken gegentiber dem Férderungsvorhaben
im Nachbarkanton. Die staatliche Unterstitzung fur ein Sdgewerk der geplanten Gros-
senordnung wird sich auf alle ostschweizerischen Kantone auswirken. Die Verarbei-
tungskapazitat des geplanten Betriebes ist mit 600'000 bis 800'000 m*weit héher als das
Holzaufkommen im Kanton Graubinden, weshalb zur Verarbeitung Holz aus der ge-
samten Ostschweiz herangefuhrt werden muss. Betriebe, die ihre Leistungen mangels
staatlicher Unterstiitzung nicht zu den gleichen Konditionen erbringen kbnnen, geraten
unter erheblichen Druck und werden mittelfristig in ihrer Existenz bedroht. Der Regierung
ist bekannt, dass die kirzlich von einem Brandfall betroffene Holzwerk Lehmann AG in
Gossau gegenwartig vor der Entscheidung steht, grossere Wiederaufbau- und Weiterfiih-
rungsinvestitionen zu tatigen. Bei der sich abzeichnenden Entwicklung muss die Unter-
nehmensleitung ernsthaft tberlegen, ob sich ein Weitermachen im Ségereibereich lohnt.
Ein negativer Entscheid wiirde zum Abbau von 50 Arbeitspléatzen fiihren. Ahnliche Uber-
legungen missen auch andere Sagewerke anstellen. Insgesamt entsteht also die para-
doxe Situation, dass unter Einsatz von erheblichen Steuermitteln des einen Kantons Ar-
beitsplatze von anderen Kantonen «abgezogen» werden.

Bei allem Verstandnis dafur, dass der Kanton Graubiinden die fur ihn wichtige Holzwirt-
schaft fordert, ist die Absicht, eine Unternehmensansiedelung mit einem a fonds perdu
Beitrag von 8 Mio. Franken zu unterstitzen, ein ordnungspolitischer Stindenfall. Im Kan-
ton St.Gallen und auch in anderen Kantonen sehen die gesetzlichen Erlasse zur Wirt-
schaftsforderung keine a fonds perdu Beitrdge an Einzelunternehmen vor, da solche re-
gelmassig geeignet sind, den Wettbewerb zu verzerren. Letzteres gilt auch, wenn der
Kanton Graubiinden darauf abzielt, durch die direkte Unterstiitzung eines einzelnen Be-
triebes einen Strukturwandel zu erwirken. In diesem Zusammenhang sei auch darauf
verwiesen, dass das geplante Holzverarbeitungszentrum in Luterbach (SO), welches mit
einer Einschnittkapazitat von 600'000 m? starten soll, ohne staatliche Férdermittel er-
richtet werden soll.

Die ordnungspolitischen Bedenken der Regierung des Kantons St.Gallen kénnten dahin-
gestellt bleiben, wenn das geplante Grosssagewerk ausschliesslich auf Holzlieferungen
aus dem Kanton Graubtinden angewiesen ware und es sich damit um eine rein inner-
kantonale Angelegenheit des Nachbarkantons handeln wirde. Indessen bendtigt das
Grosssagewerk zur Kapazitatsauslastung Holz aus der gesamten Ostschweiz. Dank der
Subventionierung wird dem Bilndner Sagewerk die Holzbeschaffung zu besseren Kondi-
tionen mdglich sein als den nicht subventionierten Sagereien im Kanton St.Gallen. Letzt-
lich werden dadurch mit Steuergeldern des Kantons Graubiinden die Waldwirtschaft im
Kanton St.Gallen unterstitzt und gleichzeitig die Marktchancen der st.gallischen Sage-
reien beeintrachtigt.

Mit Schreiben vom 6. April 2005 hat der Vorsteher des Volkswirtschaftsdepartements des
Kantons St.Gallen seinem Blindner Amtskollegen die Besorgnisse der St.Galler Regie-
rung mitgeteilt. Insbesondere wurden die befiirchteten mittel- und langfristigen Auswir-
kungen auf die ostschweizerischen Unternehmen der Ségerei-Industrie aufgezeigt und
darum ersucht, diese in die Uberlegungen mit einzubeziehen und nochmals auf den Ent-
scheid zuriick zu kommen. Die Problematik wurde zwischen den beiden Regierungsmit-
gliedern auch im persénlichen Gesprach erdrtert. Im Antwortschreiben vom 13. Mai 2005
wird auf die Wichtigkeit der Holzwirtschaft im Kanton Graubinden verwiesen. Graubun-
den verfigt mit 50 Mio. m* stehendem Holz als Rohstoff und mit 1 Mio. m*® Holz, welches
jahrlich nachwachst, Uber eine Ressource, die in Zukunft besser genutzt werden soll. Die
Waldnutzung wirft jahrlich Kosten von 4 bis 5 Mio. Franken auf, da die bestehenden S&-
gereien im Kanton Graubinden nicht in der Lage sind, international konkurrenzféahig ein-
zuschneiden. Zudem verfiigen sie auch nicht Gber einen Zugang zu den internationalen
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Absatzmarkten. Um in der Holzkette Impulse auszuldsen und eine deutliche Mehrnut-
zung des Rohstoffes Holz herbeizufihren, steht die Regierung des Kantons Graubiinden
hinter der Ansiedlung des Grosssagewerkes. Sie zeigt sich auch davon tiberzeugt, dass
ein Sagewerk nahe bei der Ressource Wald stehen muss, um die immer teurer werden-
den Transportkosten zu minimieren. Zudem wird bestritten, dass mit der Unterstiitzung
eine wettbewerbsverzerrende Wirkung erzielt wird, da keine der S&gereien in der betrof-
fenen Gegend bereit sei, die notwendigen Investitionen zu tatigen, die dazu beitragen
wirden, in der Holzindustrie international konkurrenzfahig zu werden. Nicht néher wird
indessen auf die Befilirchtungen eingetreten, welche die Regierung des Kantons
St.Gallen fur die Sagereien des Kantons St.Gallens hegt, die im Wirtschaftswettbewerb
stehen und standhalten.

Die Wettbewerbskommission fihrt Verfahren zur Bekdmpfung von Preis-, Mengen- und
Gebietskartellen sowie Missbrauchen von marktbeherrschenden Stellungen und tber-
pruft meldepflichtige Unternehmenszusammenschliisse auf ihre Konformitat. Wettbe-
werbsverzerrungen durch staatliche Finanzierungsbeihilfen werden weder durch das
Kartell- noch das Binnenmarktgesetz geregelt, weshalb ein Anrufen der Wettbe-
werbskommission keine geeignete Interventionsmaoglichkeit darstellt. Das Kartellgesetz
kadme erst zur Anwendung, wenn das neu angesiedelte Unternehmen eine allfallig markt-
beherrschende Stellung ausnutzen wirde. Betroffene St.Galler Unternehmen wéaren legi-
timiert, die Wettbewerbskommission anzurufen.

Da der Kanton Graublinden lediglich kantonale Instrumente zur einzelbetrieblichen For-
derung anzuwenden gedenkt und demnach keine Bundesfordermittel eingesetzt werden,
entfallt auch eine Intervention beim Bund. Uber die Ausrichtung der einzelbetrieblichen
Fordermittel kann der Kanton Graublnden im Rahmen seiner Standortférderungspolitik
autonom entscheiden. Er muss also freiwillig bereit sein, mit seiner Standortférderungs-
politik keine Wettbewerbsverzerrungen begtinstigen, welche anderen Kantonen schaden.

Im Gegensatz zum Kanton Graubiinden kdénnen im Kanton St.Gallen im Rahmen der
Standortférderung keine Beitrage an einzelne Unternehmen a fonds perdu geleistet wer-
den. Instrumente der einzelbetrieblichen Férderung im Kanton St.Gallen sind Steuerer-
leichterungen, Burgschaften und Zinskostenbeitrdge, welche sich auf mehrere Be-
schliisse des Bundesrechts (Bundesbeschluss zugunsten wirtschaftlicher Erneuerungs-
gebiete [SR 951.93], Bundesgesetz lber die Gewahrung von Bulrgschaften und Zinsko-
stenbeitragen in Berggebieten [SR 901.2]) oder des kantonalen Rechts (Grossratsbe-
schluss Uber den Fond fur Wirtschaftsforderung [sGS 573.1], Steuergesetz [sGS 811.1])
abstlitzen. Dabei ist auch zu beachten, dass die Bundesférderinstrumente nicht im ge-
samten Kantonsgebiet eingesetzt werden kénnen.

Der Kanton St.Gallen kdnnte dem Vorgehen des Kantons Graubiinden nur entgegenwir-
ken, indem er gesetzliche Grundlagen fur eine direkte Unterstiitzung der betroffenen
Branche schafft. Die St.Galler Sagewerke verarbeiten jahrlich rund 130'000 bis 150'000
m? Rundholz aus dem Kanton. Die Regierung des Kantons Graubiinden hat errechnet,
dass der vorgesehene Forderbeitrag rund 4 Franken pro m® Rundholz entspricht. Wollte
man die St.Galler Sagewerke gegenlber der staatlich unterstiitzten Grosssagerei gleich-
stellen, waren jahrlich etwa 600'000 Franken an staatlichen Férdermitteln auszurichten.
Ein solches Vorgehen ist jedoch abzulehnen, da damit zudem auch falsche Signale an
andere Branchen ausgesendet wiirden, die mit wirtschaftlichen Problemen zu kampfen
haben.

Als indirekte Massnahme ware eine Unterstlitzung von Entwicklungsprojekten der Holz-
branche denkbar, die beispielsweise eine gezielte Vermarktung von regionalem Holz,
eine Verbesserung der Kooperationen zwischen den Anbietern innerhalb der Holzkette
oder eine verstarkte Bindelung und Koordination der Rundholzbereitstellung zum Ziel
haben. Die genannten Stossrichtungen werden zum Teil schon heute unterstitzt. Auch
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ein Ausbau solcher indirekter Massnahmen kdnnte die wettbewerbsverzerrende Wirkung
der staatlichen Unterstitzung des geplanten Grossagewerks durch den Kanton Grau-
biinden hdchstens ansatzweise einddmmen.

31. Mai 2005

Wortlaut der Einfachen Anfrage 61.05.14

Einfache Anfrage Boppart-Andwil: «Unhaltbarer staatlicher Eingriff mit Konsequenzen
im Kanton St.Gallen

Wie die Handelszeitung und andere Medien berichten, soll in Untervaz oder Ems in Grau-
blnden eine auslandische Grossségerei angesiedelt werden. Dabei handelt es sich um die
Firma Holzindustrie Stallinger GmbH. Das Besondere daran, ist die Absicht der Regierung
des Kantons Graublinden, die Ansiedlung des Unternehmens mit 8 Mio. Franken a fonds
perdu zu unterstutzen. Darlber hinaus will der Kanton Graublinden gemass Angaben der
Handelszeitung vom 15. Méarz 2005 weitere 10 Mio. Franken zinsguinstiges Darlehen gewah-
ren und 10 Jahre Steuerbefreiung, 25 Hektaren Land nahezu gratis zur Verfigung abgeben,
das Unternehmen bei der Rohmaterialbeschaffung unterstitzen und anderes mehr. Welcher
Schweizer KMU-Betrieb wirde da nicht in die Hande klatschen? Mit einer Verarbeitungska-
pazitat von 600'000 bis 800'000 Kubikmetern wére das Sagewerk mit Abstand das Grdsste
in der Schweiz und wirde weit mehr Holz verarbeiten, als im Kanton Graublinden geschla-
gen wird — logischerweise werden damit samtliche Kleinsagereien eingehen und Arbeits-
platze in den Regionen verloren gehen.

Auswirkungen wird diese Sagerei aber nicht nur auf Sagereien im Kanton Graubtnden ha-
ben, sondern tber die Grenzen hinaus, insbesondere auch im Kanton St.Gallen. So bei-
spielsweise auf die Holzwerk Lehmann AG in Gossau, das mit 50 Beschéftigten im Sagerei-
bereich der grésste Sagereibetrieb im Kanton St.Gallen und einer der fihrenden Betriebe in
der Nordostschweiz ist. Die massive Unterstlitzung eines Einzelunternehmens im Kanton
Graubinden bewirkt, dass ungleich lange Spiesse geschaffen werden. Die Holzwerk Leh-
mann AG, die kirzlich von einem Brandfall betroffen war, steht vor bedeutsamen Investitio-
nen, die aber nur dann Sinn machen, wenn sich das Unternehmen — wie bisher — auf einem
nicht staatlich gesteuerten freien Markt behaupten kann.

Aufgrund von Unterstitzungsleistungen durch den Kanton Graubiinden werden Arbeitsplatze
in Untervaz oder Ems geschafft, gleichzeitig aber anderswo (in Graublinden, aber eben be-
sonders auch im Kanton St.Gallen) zerstort. Zerstort werden ebenso gewachsene taugliche
Strukturen in den verschiedenen Regionen, nicht nur in Graubinden.

Ich frage darum die Regierung des Kantons St.Gallen an:

1. Hat die Regierung Kenntnis vom Vorhaben im Nachbarkanton Graubiinden?

2. Hat sie sich mit der Situation im Kanton St.Gallen befasst, die aus der Umsetzung dieser
Plane im Kanton Graubtinden resultiert?

3. Wie beurteilt sie die Plane im Kanton Graublinden aus ordnungspolitischer Sicht?

4. Hat sie bereits bei der Regierung des Kantons Graubinden interveniert?

5. Gibt es allenfalls eine Mdglichkeit Uber den Bund (Wettbewerbskommission) zu interve-
nieren?

6. Was kann die St.Galler Regierung zugunsten der Sagereien im Kanton St.Gallen unter-
nehmen, falls das Grossvorhaben im Kanton Graubiinden mit staatlichen Mitteln und
unter staatlicher Mithilfe realisiert wird?»

20. Mai 2005

61_05_14 Antwort Boppart Andwil ka 0251.doc



	%Title%
	Unterstützung einer Grosssägerei in Graubünden: Konsequenzen im Kanton St.Gallen


